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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 

 

 

Einladung 
 

Ich lade Sie zu einer Sitzung des Rates am Freitag, dem 18.12.2015, um 17:00 Uhr ein. 

Die Sitzung findet im Großen Sitzungssaal des Rathauses, Auf'm Schloß 1 statt. 

 

 

Tagesordnung: 
 

Öffentliche Sitzung 

 

1 Fragestunde für Einwohner    

2 Entwurf der Haushaltssatzung 2016 FB I/2905/2015 

3 Beschluss der Hebesatzsatzung 2016 FB I/2906/2015 

4 Kenntnisnahme über- und außerplanmäßige Aufwendun-

gen und Auszahlungen 

FB I/2909/2015 

5 Genehmigung eines Dringlichkeitsbeschlusses nach § 60 

Absatz 1 Satz 2 GO NW 

FB I/2910/2015 

6 Gesamtabschluss 2013 FB I/2898/2015 

7 Feststellung des Jahresabschlusses 2014 und Erteilung des 

Bestätigungsvermerkes 

FB I/2901/2015 

8 Behandlung des Jahresfehlbetrages 2014 FB I/2902/2015 

9 Neufassung der "Beitrags- und Gebührensatzung zur Ent-

wässerungssatzung" 

FB I/2894/2015 

10 Eigenkapitalrückführung 2015 an die Schloss-Stadt Hü-

ckeswagen 

FB I/2896/2015 

11 Bereitstellung eines Liquiditätszuschusses an die Bür-

gerbad Hückeswagen gGmbH 

FZB/2904/2015 

12 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über das gemeinsame 

Archiv 

RB/2872/2015 

13 Richtlinien Zuschüsse Schloss-Stadt Hückeswagen FB II/2858/2015 

14 Verordnung verkaufsoffene Sonntage 2016 FB II/2900/2015 

15 Mitteilungen und Anfragen    

 

 

2



Nichtöffentliche Sitzung 

 

1 unbefristete Stellenfreigabe einer Vollzeitstelle im RGM FB I/2908/2015 

2 Grundstücksangelegenheiten: Kauf eines Wohnhauses RGM/2907/2015 

3 Mitteilungen und Anfragen    

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

_______________________ 

Bürgermeister Dietmar Persian 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Isabel Bever 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 26.11.2015 

Vorlage FB I/2905/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Entwurf der Haushaltssatzung 2016 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat verweist den Entwurf der Haushaltssatzung 2016 zur Beratung in die Fachausschüsse. 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

Sachverhalt: 

 

 

Der Entwurf der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 wird Ihnen in der Sitzung zuge-

leitet. 

 

Anmerkungen und Hinweise zum Entwurf der Haushaltssatzung werden vom Bürgermeister 

in der Sitzung vorgetragen. 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB I   

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Isabel Bever 

TOP Ö  2TOP Ö  2
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Morton Gerhardus 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 26.11.2015 

Vorlage FB I/2906/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Beschluss der Hebesatzsatzung 2016 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat beschließt die Hebesatzsatzung für das Jahr 2016 in der folgenden Fassung 

 

 

Hebesatz-Satzung 
 

der Schloss - Stadt Hückeswagen vom XX.XX.2015 

 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) in Verbindung mit § 25 Grund-

steuergesetz in der Fassung des Gesetzes zur Reform des Grundsteuerrechts vom 7. August 

1973 (BGBl. I S. 965) und des § 16 des Gewerbesteuergesetzes in der Fassung der Bekannt-

machung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167),  in den jeweils derzeit gültigen Fassun-

gen, hat der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 18.12.2015 folgende Hebesatzsatzung be-

schlossen 

  

§ 1 

 

Die Steuersätze für  die Gemeindesteuern für das Haushaltsjahr 2016 werden in der Schloss -

Stadt Hückeswagen wie folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer 

 

1.1. für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 

 (Grundsteuer A)  400 v.H. 

 

1.2. für die Grundstücke 

 (Grundsteuer B)  630 v.H. 

 

2. Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 470 v.H. 

 

 

§ 2 

 

Diese Hebesatz-Satzung erlangt Gültigkeit mit Wirkung vom 01. Januar 2016. 

 

TOP Ö  3TOP Ö  3
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Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Auf Grundlage des Haushaltssicherungskonzeptes 2015 sind die oben genannten Hebesätze 

für das Haushaltsjahr 2016 festzusetzen. 

 

Da zum Zeitpunkt der Jahresveranlagung der Grundbesitzabgaben und der Gewerbesteuer der 

Haushalt noch nicht beschlossen ist, wird eine Hebesatzsatzung als Rechtsgrundlage für die 

Steuererhebungen beschlossen.  

 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Morton Gerhardus 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Heike Otto 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 01.12.2015 

Vorlage FB I/2909/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Kenntnisnahme über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat nimmt die durch die Kämmerin bzw. deren Vertreter gem. § 83 Abs. 1 GO NW in 

Verbindung mit § 8 der Haushaltssatzung genehmigten Haushaltsüberschreitungen zur 

Kenntnis. 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Gemäß § 83 Abs. 1 GO NW in Verbindung mit § 8 der Haushaltssatzung wurden die folgen-

den über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen durch die Kämmerin 

bzw. deren Vertreter genehmigt: 

 

 Konto KSt. / Prod. / 

Auft. / Inv. 

Bezeichnung FB Bisher 

verfügbar 

EUR 

Mehrbedarf  

 

EUR 

   Haushaltsjahr 2015 

 

   

1 529100 1.25.10.01 Sonstige Sach- und Dienst-

leistungen / Archiv 

II 0,00 9.000,00 

2 541200 130910 Aus-und Fortbildung / Be-

trieb Abwasser 

III 450,00 900,00 

3 782400 5.000455.730 Finanzanlagen / Erwerb 

Genossenschaftsanteile 

GBS 

I 0,00 1860,00 

 

4 529100 1.55.04.01 Sonstige Sach-u. Dienst-

leistungen / Gewässer und 

Hochwasserschutz 

III 65.000,00 4.500,00 

TOP Ö  4TOP Ö  4
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 Konto KSt. / Prod. / 

Auft. / Inv. 

Bezeichnung FB Bisher 

verfügbar 

EUR 

Mehrbedarf  

 

EUR 

5 782700 5.000396.721.001 Erwerb bewegliche Sachen 

des Anlagevermögens / 

GWG / Übergangsheime 

II 108.600,00 4.000,00 

6 523100 21210 Unterhaltung Grundstücke 

u. Gebäude / Löwengrund-

schule 

RGM 6.000,00 5.000,00 

 

7 543800 1.57.01.02 Werbung / Marketing II 3.200,00 500,00 

8 524900 1.57.01.02 Andere sonstige Verwal-

tungs-u. Betriebsaufwen-

dungen / Marketing 

II 1.750,00 1.150,00 

 

 

Erläuterungen: 

 

Zu 1: Die Mittel wurden für den kurzfristigen Umzug des Stadtarchivs nach Wipper-

fürth benötigt. Das bisher genutzte Gebäude in der Ewald-Gnau-Straße wird drin-

gend als Unterkunft für die Flüchtlinge benötigt. 

 

Zu 2: Das Personal des Betriebes Abwasser wurde ab 2015 im allgemeinen Stellenplan 

aufgenommen. Hiermit verbunden ist auch die Übernahme der Kosten für Aus-

und Fortbildung. 

 

Zu 3: Bedingt durch die hohen Zuweisungen an Flüchtlingen ist es erforderlich öffent-

lichen Wohnraum  u.a. bei der ortsansässigen Wohnungsbaugesellschaft anzu-

mieten. Hiermit verbunden ist der Erwerb von Genossenschaftsanteilen. Die Mit-

tel waren nicht eingeplant. 

 

Zu 4: Die veranschlagten Mittel reichten nicht mehr aus für die letzte Quartalszahlung 

lt. vorläufigem Bescheid des Wupperverbandes, weil die Kosten des Gewässer-

schutzbeauftragten für das Jahr 2015 unberücksichtigt waren. 

 

Zu 5: Unter Berücksichtigung der aktuellen Flüchtlingssituation sind die im Haushalt 

eingeplanten Mittel für die Ersteinrichtung von Unterkünften nicht mehr ausrei-

chend. 

 

Zu 6 Durch die dringend notwendige Sanierung des Pavillions an der Löwengrund-

schule reichen die eingeplanten Mittel für die laufende Unterhaltung nicht aus. 

 

Zu 7: Im Rahmen der Abrechnung des Projektes "Welcome" (Kinder-

Bildungsgutscheine) wurden Mittel i.H.v. 500 € aus entsprechenden Spenden 

umgebucht.. 

 

Zu 8 Durch die Neuauflage der Flyer "kulinarisch in Hückeswagen" und "übernachten 

in Hückeswagen" sind erhöhte Aufwendungen entstanden. 

 

 

 

8



Finanzielle Auswirkungen: 

 

Die Deckung der dargestellten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlun-

gen erfolgt durch: 

 

Zu 1: Minderaufwendungen bei Kto. 529200, Prod. 1.21.07.01 „Verbandsumlage / 

Zweckverband Berufskolleg“. 

 

Zu 2: Minderaufwendungen bei Kto. 525600, Prod. 1.54.01.01 „Erstattungen an verb. 

Unternehmen / Bau und Unterhaltung von Verkehrsflächen“. 

 

Zu 3: Inanspruchnahme "Zuwendung Investitionspauschale" Kto. 681200, Prod.. 

5.000455.600  

 

Zu 4: Minderaufwendungen bei Kto. 528908, KSt, 1477 „Leistungen Bauhof / Verrech-

nung Grünflächen“. 

 

Zu 5: Minderauszahlungen bei Kto. 782600, Inv.obj. 5.000405.710.001 „Erwerb be-

wegliche Sachen des Anlagevermögens / Erwerb Mannschaftstransportwagen“. 

 

Zu 6: Minderaufwendungen bei Kto. 552800, Prod. 1.61.02.01.01 „Kassenkreditzinsen / 

Allgemeine Finanzwirtschaft“. 

 

Zu 7: Mehrerträge bei Kto. 452800, Prod. 1.57.01.02 „Spenden / Marketing“. 

 

Zu 8: Mehrerträge bei Kto. 443900, Prod. 1.57.01.02 „Andere sonst. Kostenerstattun-

gen / Marketing“. 

 

 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Heike Otto 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Heike Otto 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 03.12.2015 

Vorlage FB I/2910/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Genehmigung eines Dringlichkeitsbeschlusses nach § 60 Absatz 1 Satz 2 GO 

NW 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat genehmigt den Dringlichkeitsbeschluss vom 04.12.2015 zur überplanmäßigen Mittel-

bereitstellung wie dargestellt in Höhe von 10.000 € bei Investitionsobjekt 5.000396.721.001 

„Erwerb GwG Asyl“, 

Konto 782700 „Erwerb bewegl.Sachen des AVs < 410 €“ 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Bedingt durch die weiter zunehmende Anzahl von Flüchtlingen, die mit Gütern des täglichen 

Bedarfs versorgt werden müssen, ergeben sich weitere Auszahlungen für die Ersteinrichtung 

von Unterkünften mit sogenannten geringwertigen Wirtschaftsgütern (Nettowert 60 - 410 €), 

wie z.B. Haushaltsgroßgeräte, Betten, Schränke. 

 

Die überplanmäßig unabweisbar notwendigen Mittel sind erheblich im Sinne von § 8 Absatz 

1 der Haushaltssatzung, da der Betrag durch eine von der Kämmerin genehmigten Verfügung 

in Höhe von 4.000 € die Grenze von 10.000 € überschreitet. Nach § 83 Absatz 2 der Gemein-

deordnung bedarf der Aufwand daher grundsätzlich der vorherigen Zustimmung des Rates. 

 

Da die nächste Sitzung des Rates erst am 18.12.2015 stattfindet und die Geräte zwingend be-

schafft werden müssen,  wurde eine dringliche Entscheidung nach § 60 Absatz 1 GO NW 

vom Bürgermeister und dem Ratsmitglied Herrn Christian Schütte getroffen.  

Diese wird hiermit dem Rat zur Genehmigung vorgelegt. 

 

Die Deckung der unabweisbar erforderlichen Mittel in Höhe von 10.000 € erfolgt aus: 

 

Minderauszahlungen bei 

Investitionsobjekt 5.000395.710.001 – Bewegl.AV Museum –   in Höhe von 1.000 € 

Investitionsobjekt 5.000390.721.002 – GwG Mehrzweckhalle. –   in Höhe von 2.000 € 

Investitionsobjekt 5.000376.710.001 – Bewegl.AV Montanusschule –  in Höhe von 4.500 € 

TOP Ö  5TOP Ö  5
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Investitionsobjekt 5.000383.710.001 – Bewegl.AV FB II –   in Höhe von 2.500 € 

 

Diese Beträge können zur Deckung der überplanmäßigen Auszahlungen genutzt werden, da 

die Budgets in 2015 nicht in vollem Umfang verwendet wurden. 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Heike Otto 

 

Anlagen: 

Dringlichkeitsbeschluss vom 04.12.2015 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Christian Schulz 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 19.11.2015 

Vorlage FB I/2898/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Gesamtabschluss 2013 

 

Beschlussentwurf: 

1. Der Rechnungsprüfungsausschuss beschließt 

 

die Erteilung des uneingeschränkten Bestätigungsvermerkes inhaltsgleich mit dem Be-

stätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Weber & Thönes GmbH vom 

02.09.2015 im Bericht über die Prüfung des Gesamtabschlusses zum 31. Dezember 

2013 und des Gesamtlageberichtes zum Haushaltsjahr 2013. 

 

2. Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt / Der Rat beschließt 

 

a) die Bestätigung des Gesamtabschlusses 2013 mit einem Gesamt-Jahresfehlbetrag 

in Höhe von 3.608.608,73 €; 

b) dem Bürgermeister wird Entlastung erteilt. 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rechnungsprüfungsausschuss 07.12.2015 nicht öffentlich 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Gemäß § 116 GO NRW haben die Gemeinden in jedem Haushaltsjahr für den Abschlussstich-

tag 31. Dezember einen Gesamtabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung aufzustellen. Er besteht aus der Gesamtbilanz, der Gesamtergebnisrechnung und 

dem Gesamtanhang und ist um einen Gesamtlagebericht zu ergänzen. 

 

Der Gesamtabschluss soll einen Überblick über die Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-

nanzgesamtlage der Stadt und deren Beteiligungen verschaffen, mit dem auch ein haushalts-

wirtschaftlich zutreffendes Ergebnis der gesamten jahresbezogenen Tätigkeit der Gemeinde 

darzustellen ist. Unter Berücksichtigung dieser rechtlichen Vorgaben ist dem gemeindlichen 

Jahresabschluss die „Fiktion der wirtschaftlichen Einheit“ zu Grunde zu legen. 

 

Zur Herstellung der „wirtschaftlichen Einheit“ zwischen den in den Gesamtabschluss einbe-

zogenen verselbstständigten Aufgabenbereichen der Gemeinde und der Kernverwaltung be-

TOP Ö  6TOP Ö  6
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darf es der einheitlichen Anwendung von Ansatz-, Bewertungs- und Ausweisregeln sowie der 

Abgrenzung und Eliminierung „konzerninterner“ Beziehungen. Die Aufbereitung und Liefe-

rung der Daten aus den Abschlüssen der konsolidierten Tochterunternehmen sind in der vom 

Rat der Stadt am 14.12.2012 beschlossenen Gesamtabschlussrichtlinie geregelt. 

 

Der vorliegende Gesamtabschluss der Schloss-Stadt Hückeswagen zum 31. Dezember 2013 

schließt mit einem Gesamt-Jahresfehlbetrag in Höhe von 3.608.608,73 € ab. Die Bilanzsum-

me beläuft sich auf 130.170.459,14 €.  

 

Der Rechnungsprüfungsausschuss hat sich zur Prüfung des Gesamtabschlusses 2013 der 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Weber & Thönes, Reichshof, bedient. Die Prüfung hat zu 

keinen Einwendungen geführt, so dass mit Datum vom 02.09.2015 der uneingeschränkte Be-

stätigungsvermerk erteilt wurde. Auf den vorliegenden Prüfbericht sowie auf die Erläuterun-

gen in der Sitzung wird verwiesen. 

 

Vor dem dargestellten Hintergrund bestehen keine Bedenken, den von der Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft Weber & Thönes erteilten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk inhalts-

gleich zu übernehmen sowie dem Rat zu empfehlen, die Bestätigung des Gesamtabschlusses 

2013 zu beschließen und dem Bürgermeister Entlastung zu erteilen. 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Christian Schulz 

 

Anlagen: 

 

Prüfungsbericht Gesamtabschluss 2013 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Christian Schulz 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 20.11.2015 

Vorlage FB I/2901/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Feststellung des Jahresabschlusses 2014 und Erteilung des 

Bestätigungsvermerkes 

 

Beschlussentwurf: 

1. Der Rechnungsprüfungsausschuss beschließt 

die Erteilung des uneingeschränkten Bestätigungsvermerkes inhaltsgleich mit dem Be-

stätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Weber & Thönes GmbH vom 

25.09.2015 im Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 

2014 und des Lageberichtes zum Haushaltsjahr 2014. 

 

2. Der Ausschuss empfiehlt / der Rat beschließt 

a) die Feststellung des Jahresabschlusses 2014 mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe 

von 4.587.602,69 €; 

b) dem Bürgermeister wird Entlastung erteilt. 

 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rechnungsprüfungsausschuss 07.12.2015 nicht öffentlich 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

Sachverhalt: 

 

Auf den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Weber & Thönes GmbH, der 

allen Ratsmitgliedern vorliegt, wird verwiesen. 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Christian Schulz 

TOP Ö  7TOP Ö  7
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Christian Schulz 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 20.11.2015 

Vorlage FB I/2902/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Behandlung des Jahresfehlbetrages 2014 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt / der Rat beschließt, den Fehlbetrag in Höhe von 

4.587.602,69 € des Jahres 2014 mit 2.765.316,24 € aus der Ausgleichsrücklage zu entnehmen 

und den restlichen Fehlbetrag über eine Entnahme aus der allgemeinen Rücklage zu finanzie-

ren. 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rechnungsprüfungsausschuss 07.12.2015 nicht öffentlich 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Inhaltlich wird auf den Tagesordnungspunkt "Feststellung des Jahresabschlusses 2014 und 

Erteilung des Bestätigungsvermerkes" verwiesen. 

 

Der Bestand der Ausgleichsrücklage weist nach der Entnahme von 4.587.602,69 € einen Sal-

do von 0,00 € aus und die allgemeine Rücklage vermindert sich um 1.822.286,45 € auf  

26.817.432,80 €. 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Christian Schulz 

TOP Ö  8TOP Ö  8
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Kerstin Jannack / Christian Schulz 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 16.11.2015 

Vorlage FB I/2894/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Neufassung der "Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung" 

 

Beschlussentwurf: 

Für den Ausschuss: Der Betriebsausschuss empfiehlt dem Rat, die im Sachverhalt beschriebene 

„Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung“ zu beschließen.  

 

Für den Rat: Der Rat beschließt die im Sachverhalt beschriebene „Beitrags- und Gebühren-

satzung zur Entwässerungssatzung“.  

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Betriebsausschuss "Abwasserbeseitigung" und Ausschuss 

für den Bauhof 

03.12.2015 öffentlich 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 
Der Städte- und Gemeindebund NRW hat eine Mustersatzung erstellt, die auf die aktuelle Rechtspre-

chung des OVG Münster abgestimmt ist. Durch Anlehnung an die Mustersatzung ergibt sich ein stark 

veränderter Aufbau der Satzung wie folgt:  

Abschnitt 1: Finanzierung der Abwasserbeseitigung (§ 1) 

Abschnitt 2: Gebührenrechtliche Regelungen  (§§ 2-11) 

Abschnitt 3: Beitragsrechtliche Regelungen  (§§ 12-18) 

Abschnitt 4: Aufwandsersatz für Anschlussleitungen  (§§ 19-23) 

Abschnitt 5: Schlussbestimmungen    (§§ 24-28) 

 

Weitere Änderungen wurden notwendig, da laut Mustersatzung Kleinkläranlagen und abflusslose 

Gruben möglichst mit einer Einheitsgebühr abgerechnet werden sollen. In Hückeswagen erfolgt die 

Abrechnung jedoch nach einer verbrauchsabhängigen Leistungsgebühr, die über zwei unterschiedliche 

Maßstäbe geltend gemacht wird. Beide Varianten - Einheitsgebühr bzw. Leistungsgebühr - sind recht-

lich zulässig.  

Die Leistungsgebühr ermittelt sich aus einer Ausfuhrgebühr und einer Schmutzwassergebühr. Der 

Vorteil der Leistungsgebühr liegt darin, dass das Verbrauchsverhalten die Gebührenhöhe bestimmt.   

 

Die für die Errichtung der Kleinkläranlagen notwendigen privaten Investitionen werden dadurch be-

rücksichtigt, dass die Schmutzwassergebühr für diese Anlagen deutlich geringer als für Kanalbenutzer 

ist.  
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Gebührenbedarfsberechnungen:  

 

Die Gebührenbedarfsberechnungen für die Abwasserbeseitigungsgebühren 2016 (siehe Anlage A 1) 

unterteilen sich in eine Berechnung für die Kanalbenutzer und Inhaber geschlossener Gruben sowie in 

eine Berechnung für Kleinkläranlagen. 

 

Aufgrund der verschiedenen Nutzungssachverhalte (Kanalanschluss oder andere Anlagen zur Abwass-

ersammlung und Behandlung) ist zwischen nachstehenden Gebührensätzen zu unterscheiden: 

 

Schmutzwassergebühr (Kanalbenutzer): Gebühr für das Einleiten von Schmutzwasser in die öffent-

liche Kanalisation 

Schmutzwassergebühr (Kanalbenutzer) bei gleichzeitiger Mitgliedschaft im Wupperverband: 

Gebühr für das Einleiten von Schmutzwasser in die öffentliche Kanalisation; der an den Wupperver-

band zu entrichtende Beitrag wird von der Kanalbenutzungsgebühr in Abgang gebracht, jedoch maxi-

mal bis zur Höhe von 1,57 €/cbm für 2016; hierbei werden dann für Wupperverbandsmitglieder nur 

noch die Kosten berechnet, die für die Durchleitung im Kanalnetz entstehen.  

Niederschlagswassergebühr: Gebühr für das Einleiten von Niederschlagswasser in die öffentliche 

Kanalisation 

Schmutzwassergebühr für geschlossene Gruben: Gebühr für die Klärung des Grubeninhalts im 

Klärwerk 

Ausfuhrgebühr für geschlossene Gruben: Kosten der Grubenausfuhr durch den Unternehmer 

Kleineinleiterabgabe: Hierdurch wird die an das Land zu zahlende Kleineinleiterabgabe an den Ge-

bührenpflichtigen weitergegeben.  

Schmutzwassergebühr für normale Kleinkläranlagen: Gebühr zur Abdeckung der Kosten des 

Wupperverbandes (Klär- und Vorhaltekosten) sowie der Allgemeinkosten der Verwaltung 

Ausfuhrgebühr für normale Kleinkläranlagen: Kosten der Grubenausfuhr durch den Unternehmer 

Schmutzwassergebühr für vollbiologische Anlagen: Gebühr zur Abdeckung der Kosten des Wup-

perverbandes (Klär- und Vorhaltekosten) sowie der Allgemeinkosten der Verwaltung 

Ausfuhrgebühr für vollbiologische Anlagen: Kosten der Grubenausfuhr durch den Unternehmer 

 

 

Der Frischwasserverbrauch liegt im Mittel der Jahre 2010 bis 2014 bei etwa 656.000 Kubikmetern. 

Ein leichter Rückgang der Verbräuche wird von der BEW mit etwa 1% angenommen, so dass für das 

Jahr 2016 von einem Frischwasserverbrauch in Höhe von rd. 650 Tcbm ausgegangen wird. 

 

Bei der Kalkulation der Gebühren ist § 6 Abs. 2 KAG zu beachten, wonach Gebührenüberschüsse 

bzw. –fehlbeträge innerhalb eines Zeitraumes von vier Jahren auszugleichen sind. Der Gebührenaus-

gleichsbestand Abwasser ist in drei Kategorien abgebildet. Diese weisen folgende Bestände und Be-

standsveränderungen aus: 

 

 

Der Ausgleichsbestand zum 01.01.2015 beträgt rd. 839.872 €. Durch die Erkrankungen des Personals 

im Betrieb Abwasserbeseitigung wurden nur die notwendigsten Ausgaben getätigt. Die für das Jahr 

2014 geplanten Sanierungs- und Investitionsmaßnahmen wurden nicht oder nur in geringem Umfang 

durchgeführt. Der Gebührenabschluss 2014 hat mit einem hohen Überschuss abgeschlossen. Dieser 

Bestandsart 01.01.2015 Veränd.'15

Bestand

31.12.2015 Veränd.'16

Bestand

31.12.2016

Bestand Kanalbenutzer / 

Inhaber geschlossener 

Gruben 446.706 € -182.307 € 264.399 € -205.399 € 59.000 €

Bestand Kleinkläranlagen u. 

vollbiologische Anlagen 28.295 € -5.820 € 22.475 € -9.070 € 13.405 €

Bestand Niederschlagswasser 364.871 € -187.500 € 177.371 € -150.000 € 27.371 €

Summe 839.872 € -375.627 € 464.245 € -364.469 € 99.776 €
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wird zu einem großen Teil wiederum in der Kalkulation der Gebühren 2016 eingesetzt, um diese an-

nähernd stabil zu halten. Das ist auch erforderlich, da die Beiträge an den Wupperverband (Ver-

schmutzerbeitrag B) aufgrund gesetzlicher Vorgaben in 2016 stark ansteigen. Das ergibt sich im We-

sentlichen aus verschärften gesetzlichen Anforderungen. 

 

 

Die Aufwendungen in der Gebührenkalkulation 2016 steigen gegenüber 2015 von 3.836.921 € auf 

3.910.896 € (+73.975 €). Die wesentlichen Abweichungen einzelner Kostenansätze im Vergleich zum 

Vorjahr werden nachstehend erläutert: 

 

 

Konto Bezeichnung Erläuterung 

501200 Personalaufwendungen Die Personalkosten entstehen durch die Auflösung des Stel-

lenplanes des Betriebes Abwasserbeseitigung. Der Haushalt 

verrechnet die Personalkosten der Mitarbeiter an den Be-

trieb. Die Personalaufwendungen steigen maßgeblich durch 

die anteilige Hinzunahme einer neuen Mitarbeiterin um 37 

T€. Demgegenüber stehen deutlich verringerte Aufwendun-

gen für die BEW, da die Veranlagung der Gebühren jetzt 

durch die Stadt erfolgt und in diesem Umfang keine Dienst-

leistungen der BEW in Anspruch genommen werden. 

528908 Leistungen Bauhof Shared 

Services 

Es handelt sich um die Leistungen des gemeinsamen Bauho-

fes mit der Stadt Wipperfürth. Hier wurden einerseits die 

Stundensätze zwischenzeitlich nach den ersten Erfahrungen 

angepasst sowie andererseits nur noch ein Teil der Sinkkas-

tenreinigung berücksichtigt, so dass nun in der Planung für 

2016   18 T€ mehr angesetzt werden. 

529200 Verbandsumlagen Nach Angaben des Wupperverbandes sinken die Umlagen 

um 23 T€.  

529902 Verschmutzerbeitrag B Der Wupperverband teilte mit, dass der Beitrag um  

55 T€ steigen wird. Dies ist im Wesentlichen begründet in 

der Ein- und Durchführung gesetzlich vorgeschriebener 

Elektroprüfungen ab 2016. 

529924 Reinigung Kanalnetz Die Kosten für die Reinigung des Kanalnetzes werden um 

20 T€ angehoben, da hier die anstehende Fremdvergabe der 

Sinkkastenreinigung teilweise berücksichtigt wurde. 

529930 Kosten Veranlagungsverfah-

ren BEW 

Es entstehen weiterhin Kosten für die Bereitstellung der 

Verbrauchsdaten i.H.v. 28 T€. 

572100-

576100 

Abschreibung auf immateri-

elle Vermögensge-genstände 

und Sachanlagen 

Die Abschreibungen und die kalkulatorische Verzinsung 

sinken um insgesamt 27.060 €, da weniger in das Anlage-

vermögen investiert und somit auch weniger abgeschrieben 

bzw. verzinst wurde. 
 Kalkulatorische  

Verzinsung 

 

 

Aufgrund der Veränderung der Kubikmeter Frischwasser, der vorgenannten Aufwendungen (siehe 

auch Anlage A 2) und dem Abbau von Überschüssen aus den Vorjahren ergeben sich für 2016 die 

nachstehend dargestellten Gebühren (auf die beigefügte Gebührenbedarfsberechnung -Anlage A 1 - 

wird verwiesen). 
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2015 für 2016 Verw altungs- mehr mehr

festgesetzt ermittelt vorschlag w eniger (-) w eniger (-)

EURO/m3 EURO/m3 EURO/m3 EURO/m3 %

3,72 4,1439 3,92 0,20 5,38

3,72 4,1439 3,92 0,20 5,38

- Niederschlagswassergebühr [€/m2] 0,80 0,9606 0,85 0,05 6,25

2,28 4,0057 2,41 0,13 5,70

12,40 11,5386 11,50 -0,90 -7,26 

- Kleineinleiterabgabe 0,78 1,3098 0,90 0,12 15,38

2,20 3,4092 2,33 0,13 5,91

12,40 11,5559 11,55 -0,85 -6,85 

1,59 1,6184 1,61 0,02 1,26

12,40 11,5536 11,55 -0,85 -6,85 

- vollbiologische Anlagen

  (Ausfuhrgebühr)

- Inhaber geschlossener Gruben

  (Ausfuhrgebühr)

Gebührenpflichtige

- Kleinkläranlagen

  (Schmutzwasser)

- Kleinkläranlagen

  (Ausfuhrgebühr)

- Kanalbenutzer (Schmutzwasser / 

  Nichtmitglied Wupperverband)

- Kanalbenutzer (Schmutzwasser / 

  Mitglied Wupperverband *)

- Inhaber geschlossener Gruben

  (Schmutzwasser)

- vollbiologische Anlagen

  (Schmutzwasser)

*) Diese Gebühr vermindert sich um den an den Wupperverband gezahlten Beitrag, maximal um
1,57 EURO/m3 (2015: 1,55 EURO/m3)

 
 

 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB III   

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Kerstin Jannack 

Christian Schulz 
Anlagen: 

Anlage 1: Gebührenbedarfsberechnung Abwasserbeseitigung 2016 

Anlage 2: Kostenzusammenstellung Abwasserbeseitigung 2016 

Anlage 3: Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung  
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Anlage A1 Gebührenbedarfsberechnung 2016

ohne 
Verbandslasten

nur 
Verbandslasten

Schmutzwasser Grubenausfuhr

Spalte aus Übersicht Kostenzusammenstellung 15 15 4 5
Kosten [€] 1.556.234 895.612 7.287 23.781
abzgl. Kostenerstattung Wupperverband [€] -15.240 -11.240 --- ---
Nettokosten [€] 1.540.994 884.372 7.287 23.781
Menge [m3] 597.791 564.711 2.987 2.061
Nettokosten / Menge [€/m3] 2,5778 1,5661 2,4396 11,5386
Gebührenmehr-/-minderbelastung aus Vorjahren [€/m3] -0,2168 0,0000 -1,5902 -0,0364 
Schmutzwasser Kanalbenutzer [€/m3]
Schmutzwasser geschl. Gruben [€/m3]
Ausfuhrgebühr geschl. Gruben [€/m3] 11,50

Schmutzwasser Grubenausfuhr Schmutzwasser Grubenausfuhr
Spalte aus Übersicht Kostenzusammenstellung 7 8 9 10
Kosten [€] 28.849 6.610 61.247 10.017
Menge [m3] 8.462 572 37.844 867
Kosten / Menge [€/m3] 3,4092 11,5559 1,6184 11,5536
Gebührenmehr-/-minderbelastung aus Vorjahren [€/m3] -1,0718 0,0000 0,0000 0,0000
Schmutzwasser Kleinkläranlagen [€/m3] 2,33

Ausfuhr Kleinkläranlagen [€/m3] 11,55

Schmutzwasser vollbiologische Anlagen [€/m3] 1,61

Ausfuhr vollbiologische Anlagen [€/m3] 11,55

Kleinkläranlagen vollbiologische Anlagen

Schmutzwasser- und Ausfuhrgebühren

Kanalbenutzer und Inhaber geschlossener Gruben

Schmutzwasser- und Ausfuhrgebühren

Kleinkläranlagen und vollbiologische Anlagen

3,92

2,41

Schmutzwasser Kanalbenutzer Inhaber geschlossener Gruben

2016 Kalkulation Abw_16112015.xlsx
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Anlage A1 Gebührenbedarfsberechnung 2016

Kleinleiterabgabe
Spalte aus Übersicht Kostenzusammenstellung 6
Kosten [€] 3.222
Menge [m3] 2.460
Kosten / Menge [€/m3] 1,3098
Gebührenmehr-/-minderbelastung aus Vorjahren [€/m3] -0,4065 
Kleineileiterabgabe [€/m3] 0,90

Niederschlags-
wasser

Spalte aus Übersicht Kostenzusammenstellung 16
Kosten [€] 1.318.038
Menge [m2] 1.372.085
Kosten / Menge [€/m2] 0,9606
Gebührenmehr-/-minderbelastung aus Vorjahren [€/m3] -0,1093 
Niederschlagswassergebühr [€/m2] 0,85

Niederschlagswassergebühr

Kleineinleiterabgabe

2016 Kalkulation Abw_16112015.xlsx
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Anlage A2 Kostenaufteilung 2016
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1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16

50 Personalaufwendungen 194.770 6.760 7.600 840 15.200 179.570 56,02% 43,98% 100.595 78.975
522100 Aufwendungen für Strom 36.375 0 36.375 100,00% 0,00% 36.375 0
522770 Aufwendungen für Wasser 2.400 0 2.400 100,00% 0,00% 2.400 0
522800 Aufwendungen für Abwasser 160 0 160 100,00% 0,00% 160 0
523100 Aufw.f.d. Unterhaltg.Grundst./Gebäude 170.000 0 170.000 55,28% 44,72% 93.976 76.024
523300 Aufw.f.d. Unterhaltg. Masch./techn. Anl. 35.000 0 35.000 99,02% 0,98% 34.657 343
525200 Erstattung an Land

Niederschlagswasserabgabe 6.000 0 6.000 0,00% 100,00% 0 6.000
Kleineinleiterabgabe 3.000 3.000 3.000 0 0,00% 0,00% 0 0

525300 Erstattung an Kommunen

Kosten GIS 0 0 0 56,02% 43,98% 0 0
Erst. von Verwaltungskostenbeiträgen 221.620 420 1.350 180 1.640 380 3.480 580 8.030 213.590 64,94% 35,06% 138.706 74.885

525400 Erstattungen an Zweckverbände
Kosten SAP 7.300 14 45 6 54 12 115 19 265 7.035 64,94% 35,06% 4.569 2.466

528908 Leistung Bauhof Shared Services 130.000 0 130.000 55,27% 44,73% 71.851 58.149
529100 Sonst. Aufwendungen für Dienstleistg.

529902 Verschmutzerbeitrag B 265.000 0 265.000 3,10% 96,90% 8.212 256.788
529901 Kooperation Wupperverband 28.000 0 28.000 56,02% 43,98% 15.686 12.314
529920 Kosten für Gutachten etc. 30.000 0 30.000 50,00% 50,00% 15.000 15.000
529921 Kosten der Grubenüberwachung 2.500 2.500 2.500 0 0,00% 0,00% 0 0
529922 Kosten der Grubenausfuhr 37.500 22.080 6.130 9.290 37.500 0 0,00% 0,00% 0 0
529923 Reinigung Entwässerungsanlagen (PS) 8.500 0 8.500 100,00% 0,00% 8.500 0
529924 Reinigung Kanalnetz (Kanalleitungen) 45.000 0 45.000 54,00% 46,00% 24.300 20.700
529925 Überwachung Indirekteinleiterkataster 1.500 0 1.500 56,02% 43,98% 840 660
529926 Dichtigkeitsprüfung von Grundstücksentwäss. 1.000 0 1.000 56,02% 43,98% 560 440
529927 Aufwendungen EDV, Datenbanken 2.500 0 2.500 54,00% 46,00% 1.350 1.150
529928 Abwasseruntersuchungen 1.500 0 1.500 54,00% 46,00% 810 690
529929 Fernaugeuntersuchungen 25.000 0 25.000 54,00% 46,00% 13.500 11.500
529930 Kosten Veranlagungsverfahren BEW [SW] 28.000 50 170 20 210 50 440 70 1.010 26.990 100,00% 0,00% 26.990 0
529931 Fortschreibung Abwasserbeseitigungskonzept 15.000 0 15.000 54,00% 46,00% 8.100 6.900
541200 Aufwendungen für Aus-/Fortbildung 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 64,94% 35,06% 0 0
541300 Aufwendungen für übernomm. Reisekosten 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 64,94% 35,06% 0 0
541700 Personalnebenaufwendungen 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 64,94% 35,06% 0 0
542100 Mieten, Pachten, Erbbauzins 3.000 0 3.000 100,00% 0,00% 3.000 0
542200 Leasing 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 64,94% 35,06% 0 0
542700 Prüfung, Beratung, Rechtsschutz 14.250 27 87 11 105 24 224 37 515 13.735 64,94% 35,06% 8.920 4.815
543100 Büromaterial 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 64,94% 35,06% 0 0
543300 Zeitungen und Fachliteratur 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 64,94% 35,06% 0 0
543500 Telefon 4.250 8 26 3 31 7 67 11 153 4.097 64,94% 35,06% 2.661 1.436
543900 Sonstige Geschäftsaufwendungen 500 1 3 0 4 1 8 1 18 482 64,94% 35,06% 313 169
544100 Versicherungsbeiträge 300 0 300 100,00% 0,00% 300 0
544120 Unfallversicherung 400 1 2 0 3 1 6 1 14 386 64,94% 35,06% 251 135
544300 Beitr.zu Wirtschafts-. Berufsvertretg. 3.000 6 18 2 22 5 47 8 108 2.892 64,94% 35,06% 1.878 1.014
570000 Kalkulatorische Abschreibung 846.518 0 846.518 60,02% 39,98% 508.080 338.438
000000 Kalkulatorische Verzinsung 679.953 0 679.953 63,52% 36,48% 431.906 248.047

Zwischensumme 1 2.849.796 7.287 23.781 3.222 12.169 6.610 5.227 10.017 68.313 2.781.483 1.564.446 1.217.038
529200 Verbandsumlagen für Dienstleistungen

Abwasserabgabe Schmutzwasser 48.000 0 48.000 100,00% 0,00% 48.000 0
Antei am Zuflusskontingent 100.000 0 100.000 0,00% 100,00% 0 100.000
Verschmutzerbeitrag A 1.000 0 1.000 0,00% 100,00% 0 1.000
Verschmutzerbeitrag D 839.400 0 839.400 100,00% 0,00% 839.400 0
Fäka-Beitrag 72.700 16.680 56.020 72.700 0 0,00% 0,00% 0 0
Zwischensumme 2 1.061.100 0 0 0 16.680 0 56.020 0 72.700 988.400 887.400 101.000
Gesamtsumme 3.910.896 7.287 23.781 3.222 28.849 6.610 61.247 10.017 141.013 3.769.883 2.451.846 1.318.038
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1 
 

Satzung  

über die Erhebung von Abwassergebühren, 

Kanalanschlussbeiträgen und Kostenersatz für 

Grundstücksanschlüsse in der Schloss–Stadt Hückeswagen vom 

21.12.2015 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt 
geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 23.10.2012 (GV. NRW. 2012 S. 474), der § 1, 

2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13.12.2011 (GV. NRW. 2011, S. 687) und der §§ 53 c, 65 des 

Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch 

Art. 3 des Gesetzes vom 16.3.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185ff.) hat der Rat der Schloss-
Stadt Hückeswagen am 18.12.2015 die folgende Satzung beschlossen: 

 

 

1. Abschnitt: Finanzierung der Abwasserbeseitigung 

§ 1 Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage 

(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Schloss-Stadt 

Hückeswagen Abwassergebühren und Kanalanschlussbeiträge. 

(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Entwässerungssatzung der Schloss-Stadt Hückeswagen 
vom 28.11.2013 stellt die Schloss-Stadt Hückeswagen zum Zweck der 

Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung 
der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlämme die 

erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung (gemeindliche 
Abwasseranlagen). Hierzu gehören der gesamte Bestand an personellen und sachlichen 
Mitteln, die für eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung erforderlich sind (z.B. das 

Kanalnetz, Kläranlagen, Regenwasser-Versickerungsanlagen, Transportfahrzeuge für 
Klärschlamm aus Kleinkläranlagen und Inhaltstoffen von abflusslosen Gruben, das für die 

Abwasserbeseitigung eingesetzte Personal). 

(3) Die gemeindlichen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit, 
die auch bei der Bemessung der Kanalanschlussbeiträge und Abwassergebühren 

zugrunde gelegt wird. 

 

 

2. Abschnitt: Gebührenrechtliche Regelungen 

§ 2 Abwassergebühren 

(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Schloss-
Stadt Hückeswagen nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 53 c LWG NRW 

TOP Ö  9TOP Ö  9
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Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG 
NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 KAG NRW. 

(2) In die Abwassergebühr wird nach § 65 LWG NRW eingerechnet: 
- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Schloss-Stadt Hückeswagen (§ 

65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW) 
- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 65 Abs.1 Satz 

1 Nr. 2 i.V.m. § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW), 
- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Schloss-Stadt 

Hückeswagen umgelegt wird ( § 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LWG NRW). 
 

(3) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 65 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 64 Abs.1 Satz 
1 LWG NRW) wird im Rahmen der Gebührenerhebung nach § 11 dieser Satzung von 

denjenigen erhoben, die keine Kleinkläranlage haben, die den Anforderungen des § 57 
LWG NRW entspricht. 

(4) Die Schmutzwasser- und die Regenwassergebühr sind grundstücksbezogene 
Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG 

NRW).  

 

§ 3 Gebührenmaßstäbe 

(1) Die Schloss-Stadt Hückeswagen erhebt getrennte Abwassergebühren für die 

Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, 
Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie das Entwässern von Klärschlamm 

im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers). 

(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 4). 

(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der 

bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen 
Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche 

Abwasseranlage gelangen kann (§ 5). 

(4) Für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm aus Kleinkläranlagen und das 

Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben werden eine 
Ausfuhrgebühr und eine Schmutzwassergebühr erhoben. 

a) Die Ausfuhrgebühr deckt den Aufwand für das Entsorgungsunternehmen; sie 

wird bei Kleinkläranlagen nach der abgefahrenen Menge Klärschlamm in m³ 
und bei abflusslosen Gruben nach der ausgepumpten und abgefahrenen 

Menge der Inhaltsstoffe pro m³ bemessen. 

b) Die Schmutzwassergebühr deckt den Aufwand für die fachgerechte 

Behandlung in den Betriebseinrichtungen des Wupperverbandes sowie 
anteilige Verwaltungskosten. Sie wird nach dem Frischwassermaßstab (§ 4) 

bemessen. 

(5) Bei Gebührenpflichtigen, die in den Fällen des § 7 Abs. 2 KAG NRW vom 
Wupperverband zu Verbandslasten oder Abgaben herangezogen werden, ermäßigt sich 

die an die Stadt zu zahlende Abwassergebühr um die nach § 7 Abs. 2 Satz 3 und 4 KAG 
NRW anrechnungsfähige Verbandslast. 
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(6) Die Kleineinleiterabgabe (§ 2 Abs. 3) beinhaltet die vom Land festgesetzte Abgabe 
sowie anteilige Verwaltungskosten. 

 

§ 4 Schmutzwassergebühren 

(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen 
Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) 

Schmutzwasser. 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
bezogene Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten 

Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) 
gewonnene Wassermenge (§ 4 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar 

verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche 
Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5). 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler 
ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt 

die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein 
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge von der 

Schloss-Stadt Hückeswagen unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres 
geschätzt. 

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brun-

nen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis 
durch einen auf seine Kosten eingebauten und ordnungsgemäß funktionierenden 
Wasserzähler zu führen. Der Nachweis über den ordnungsgemäß funktionierenden 

Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau 
eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Schloss-Stadt Hückeswagen 

berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der 
Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder 

auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter 
Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im Stadtgebiet). Eine Schätzung erfolgt 

auch, wenn der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert. 

(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück 
anderweitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwund-
mengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. 

Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. Der 
Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine auf seine 

Kosten eingebaute, ordnungsgemäß funktionierende und geeignete Messeinrichtung zu 
führen: 

Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 

Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen 
Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben 

durchzuführen und der Schloss-Stadt Hückeswagen nachzuweisen, um die 
ordnungsgemäße Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser 

Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 
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Nr. 2: Wasserzähler 

Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht möglich 

oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch einen auf 
seine Kosten eingebauten, ordnungsgemäß funktionierenden und geeichten Wasserzähler 

zu führen. Der Wasserzähler muss alle 6 Jahre gemäß den Bestimmungen der Bundes-
Eichordnung durch einen neuen, geeichten Wasserzähler ersetzt werden. Der Nachweis 

über die ordnungsgemäße Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung 

der Abzugsmengen nicht statt. 

Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 

Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasser-

schwundmengen technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, 
so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. 

Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus welchen nachvollziehbaren 
Gründen Wassermengen der gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden 

und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet 
sein, der Schloss-Stadt Hückeswagen eine zuverlässige Schätzung der auf dem 

Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren 
Unterlagen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemachten 

Wasserschwundmengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein 
spezielles Gutachten bezogen auf seine Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen 

will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und 
vom zeitlichen Ablauf vorher mit der Schloss-Stadt Hückeswagen abzustimmen. Die 
Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige. 

(6) Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen 

schriftlichen Antrag bis zum 15.1. des nachfolgenden Jahres durch den 
Gebührenpflichtigen bei der Schloss-Stadt Hückeswagen geltend zu machen. Nach Ablauf 

dieses Datums findet eine Berücksichtigung der Wasserschwundmengen nicht mehr statt 
(Ausschlussfrist). Fällt der 15.1 des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag oder 

Sonntag endet die Ausschlussfrist am darauf folgenden Montag. 

(7)  Frischwasser, welches zum Befüllen von Schwimmbecken / Schwimmteichen 

verwendet wurde, ist vom Frischwasserabzug (Wasserschwundmenge) ausgeschlossen. 
Es ist i.S.v. § 54 Abs. 1 Nr. 1 WHG als Schmutzwasser zu entsorgen.  

 

§ 5 Niederschlagswassergebühr 

(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die 
Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 

Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht 
leitungsgebunden abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. 

Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten 
und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser in 

die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann.  

(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der 

Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Schloss-Stadt Hückeswagen auf Anforderung 
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die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die 
öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Fläche auf seinem Grundstück mitzuteilen 

(Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der Schloss-Stadt 
Hückeswagen vorgelegten Lageplan über die bebauten (bzw. überbauten) und/oder 

befestigte sowie abflusswirksamen Flächen auf seinem Grundstück Stellung zu nehmen 
und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die Schloss-Stadt Hückeswagen zutreffend 
ermittelt wurden. Auf Anforderung der Schloss-Stadt Hückeswagen hat der 

Grundstückseigentümer einen Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, 
aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen 

entnommen werden können. Soweit erforderlich, kann die Schloss-Stadt Hückeswagen 
die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner 

Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten 
Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute (bzw. 

überbaute) und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche von der Schloss-Stadt 
Hückeswagen geschätzt. Die Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung 

erfolgt zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Schloss-
Stadt Hückeswagen (z.B. Planung und ausreichende Dimensionierung der öffentlichen 

Kanäle), zur verursachergerechten Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und zum 
Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat der 

Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden.  

(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der 
Grundstückseigentümer dies der Schloss-Stadt Hückeswagen innerhalb eines Monates 

nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Für die Änderungsanzeige gilt § 5 Abs. 2 
entsprechend. Die veränderte Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche wird mit 

dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungsanzeige durch den Ge-
bührenpflichtigen der Schloss-Stadt Hückeswagen zugegangen ist. 

 

(4)  Eingeschränkt wasserdurchlässige Flächen (Ökopflaster, Rasengittersteine, Pflaster 
mit einem Fugenanteil von mind. 20% und Gründächer) werden aufgrund des geringeren 

Niederschlagswasserabflusses von diesen Flächen mit 50% ihres Flächenwertes bei der 
Gebührenveranlagung herangezogen. Voraussetzung für die Anerkennung als Ökopflaster 

ist, dass der Grundstückseigentümer die fachgerechte Verlegung sowie die 
entsprechende Wasserdurchlässigkeit des Pflasters durch Herstellerangaben nachweist. 

 

(5) Befestigte Flächen, die in Versickerungsanlagen, Brauchwasser- oder 
Niederschlagswassernutzungsanlagen entwässern, die keine Verbindung zur öffentlichen 

Abwasseranlage haben (auch nicht über einen Notüberlauf), werden bei der 
Gebührenveranlagung nicht berücksichtigt. Vorgenannte Flächen, die an die öffentliche 

Abwasseranlage angeschlossen sind (z.B. durch einen Notüberlauf), werden bei der 
Gebührenveranlagung mit 75% ihres Flächenwertes herangezogen. Diese Regelung wird 

nur für Brauchwasser- oder Niederschlags-wassernutzungsanlagen angewandt, die 
mindestens 2,5 Kubikmeter Fassungsvermögen aufweisen.  

 

(6)  Sind mehrere Reduzierungsmaßstäbe anzuwenden, gilt lediglich der höhere als 
Abzugswert.  
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§ 6 Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der be-

triebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt.  

(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die 
Gebührenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 

(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage. 
Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebühr bis zum 

Ablauf des Monats erhoben, in dem die Veränderung erfolgt. 

 

§ 7 Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtige sind 

a) der Grundstückseigentümer  
b) der Erbbauberechtigte 

c) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstücks 
 dinglich berechtigt ist.  

d) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 

Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn 
des Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung im Grundbuch 

folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums bzw. 
Nutzungswechsel hat der bisherige Gebührenpflichtige der Schloss-Stadt Hückeswagen 

innerhalb eines Monats nach der Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen. 

 

(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen sowie der Schloss-Stadt Hückeswagen die erforderlichen Daten und 
Unterlagen zu überlassen. Sie haben ferner zu dulden, dass Beauftragte der Schloss-

Stadt Hückeswagen das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlage festzustellen 
oder zu überprüfen. 

 

§ 8 Fälligkeit der Gebühr 

(1) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
fällig. Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden. 

(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen 
erfolgt einmal jährlich, und zwar zum Jahresbeginn für das abgelaufene Kalenderjahr. 

Soweit erforderlich, kann sich die Schloss-Stadt Hückeswagen hierbei der Mitarbeit der 
Gebührenpflichtigen bedienen. 
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§ 9 Abschlagszahlungen 

Die Schloss-Stadt Hückeswagen erhebt am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. jeden 

Kalenderjahres Abschlagszahlungen in Höhe von ¼ des Betrages der mit dem 
Gebührenbescheid festgelegten Jahres-Abwassergebühr. Die Gebühr entsteht am 1.1. 

des jeweiligen Kalenderjahres.  

 

§ 10 Verwaltungshelfer 

Die Schloss-Stadt Hückeswagen ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebühren 

und Vorauszahlungen der Hilfe des zuständigen Wasserversorgers oder eines anderen 
von ihr beauftragten Dritten zu bedienen.  

 

§ 11 Gebührensätze 

(1) Schmutzwasser für Kanalbenutzer: 

Die Gebühr beträgt je Kubikmeter Schmutzwasser jährlich 3,92 €.  

 

(2) Niederschlagswasser (Kanal- oder öffentliche Versickerungsanlage): 

Die jährliche Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter 
Fläche 0,85 €. Reduzierte Gebührensätze sind in § 5 beschrieben. 

 

(3) Gebührensätze für nicht an das Kanalnetz angeschlossene Grundstücke (§ 3 Abs. 4): 

a) Ausfuhr von Klärschlamm aus Kleinkläranlagen und vollbiologischen 
Kleinkläranlagen: 

Die Gebühr beträgt 11,55 € für jeden abgefahrenen Kubikmeter Klärschlamm. Die 
Gebührenpflicht entsteht abweichend von § 6 mit dem Zeitpunkt der Abfuhr. 

 
b) Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben: 

Die Gebühr beträgt 11,50 € für jeden ausgepumpten und abgefahrenen Kubikmeter. 
Die Gebührenpflicht entsteht abweichend von § 6 mit dem Zeitpunkt der Abfuhr. 
 

c) Schmutzwasser aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben:  
Die Gebühr beträgt je verbrauchten Kubikmeter Frischwasser:  

bei vollbiologischen Kleinkläranlagen   1,61 € 
bei Kleinkläranlagen      2,33 € 

bei abflusslosen Gruben    2,41 €.  
 

(4) Kleineinleiter: 

Die Gebühr beträgt 0,90 €/m³ verbrauchtes Frischwasser.  

 

(5) Verringerter Gebührensatz für Wupperverbandsmitglieder: 

29



8 
 

Die anrechnungsfähigen Verbandslasten werden auf 1,57 €/m³ Schmutzwasser 
festgesetzt. Die Ermäßigung erfolgt jedoch höchstens bis zur Höhe des tatsächlich 

entrichteten Betrages an den Wupperverband.  

 

 

3. Abschnitt Beitragsrechtliche Regelungen 

§ 12 Kanalanschlussbeitrag 

(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Herstellung der gemeindlichen 
Abwasseranlage erhebt die Schloss-Stadt Hückeswagen einen Kanalanschlussbeitrag im 

Sinne des § 8 Abs.4 Satz 3 KAG NRW.  

 

(2) Die Kanalanschlussbeiträge sind die Gegenleistung für die Möglichkeit der Inan-

spruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage und den hierdurch gebotenen wirt-
schaftlichen Vorteil für ein Grundstück. Die Kanalanschlussbeiträge dienen dem Ersatz 

des Aufwandes der Schloss-Stadt Hückeswagen für die Herstellung, Anschaffung und 
Erweiterung der gemeindlichen Abwasseranlage. 

 

(3) Der Kanalanschlussbeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 

 

§ 13 Gegenstand der Beitragspflicht 

 

(1) Ein Grundstück unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen 
erfüllt sind: 

1. das Grundstück muss an die Abwasseranlage tatsächlich und rechtlich angeschlossen 
werden können,  

2. für das Grundstück muss nach der Entwässerungssatzung ein Anschlussrecht bestehen 
und 

3. für das Grundstück muss 
a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt sein (z.B. durch Bebauungs-

plan), so dass es bebaut oder gewerblich genutzt werden darf oder 

b) soweit für ein Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt 

ist (z.B.im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB), muss das Grundstück nach 
der Verkehrsauffassung Bauland sein und nach der geordneten, städtebaulichen 

Entwicklung der Schloss-Stadt Hückeswagen zur Bebauung anstehen.  

 

(2) Wird ein Grundstück an die Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen (z.B.im Au-

ßenbereich nach § 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die 
Voraussetzungen des Abs. 1 nicht vorliegen. 
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(3) Der Beitragspflicht nach Abs. 1 unterliegen auch Grundstücke, die im Rahmen der 
Niederschlagswasserbeseitigung mittelbar an die gemeindliche Abwasseranlage an-

geschlossen sind. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Niederschlagswasser von 
Grundstücken oberirdisch ohne leitungsmäßige Verbindung in die gemeindliche 

Abwasseranlage (z.B. in ein von der Schloss-Stadt Hückeswagen betriebenes Mulden-
Rigolen-System) gelangen kann.  

(4) Grundstück im Sinne des 3. Abschnittes dieser Satzung ist unabhängig von der Ein-
tragung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch jeder demselben Grundstücksei-

gentümer gehörende Teil der Grundfläche, der selbständig baulich oder gewerblich 
genutzt werden darf und an die Anlage angeschlossen werden kann.  

 

§ 14 Beitragsmaßstab 

(1) Maßstab für den Beitrag ist die Veranlagungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfa-
chen der Grundstücksfläche mit dem Veranlagungsfaktor. 

 

(2) Als Grundstücksfläche gilt: 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die tatsächliche 

Grundstücksfläche, 

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d.h. bei Grundstücken im unbeplanten 
Innenbereich (§ 34 BauGB) und im Außenbereich (§ 35 BauGB): die tatsächliche 

Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 40 m von der Grundstücksgrenze, die der 
Erschließungsstraße zugewandt ist, die das Grundstück wegemäßig erschließt 

(Tiefenbegrenzung). Bei Grundstücken, die nicht an eine Erschließungsstraße unmittelbar 
angrenzen, wird die Fläche von der zu der Erschließungsstraße liegenden 

Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 40 m zugrunde gelegt. Reicht die bauliche oder 
gewerbliche Nutzung über diese Tiefenbegrenzung hinaus, so ist die Grundstückstiefe 

maßgebend, die durch die hintere Grenze der baulichen Nutzung bestimmt wird, die 
einen Entwässerungsbedarf nach sich zieht. Grundstücksteile, die lediglich die 
wegemäßige Verbindung zur Straße herstellen, bleiben bei der Bestimmung der 

Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem 
Veranlagungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 

 bei eingeschossiger Bebaubarkeit:    1,00 
 bei zweigeschossiger Bebaubarkeit:   1,25 

 bei dreigeschossiger Bebaubarkeit:    1,50 
 bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit:  1,75 

 bei sechs- und höhergeschossiger Bebaubarkeit:  2,00 
 

(4) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte 

höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Grundflächen- und 
Baumassenzahl oder nur die zulässige Höhe der Bauwerke und keine höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als Geschosszahl die Höhe des Bauwerks geteilt durch 
2,8, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet oder aufgerundet werden. Ist im 
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Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist 
diese zugrunde zu legen.  

 

(5) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan keine 
Festsetzungen nach § 13 Abs. 4 dieser Satzung enthalten sind, ist maßgebend: 

a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse. 

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken 
der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse. 

(6) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen, gelten 

als eingeschossig bebaubare Grundstücke. 

(7) In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 genannten 

Nutzungsfaktoren um je 0,5 erhöht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in einem 
Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der vorhandenen Bebauung und sonstigen 

Nutzung als Kerngebiete, Gewerbegebiete oder Industriegebiete anzusehen sind oder 
wenn eine solche Nutzung aufgrund der in der Umgebung vorhandenen Nutzung zulässig 

wäre. 

 

§ 15 Beitragssatz 

(1) Der Beitrag beträgt 7,35 € je Quadratmeter Veranlagungsfläche. 

(2) Besteht nicht die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit des Vollanschlusses, so 
wird ein Teilbetrag erhoben. Dieser beträgt: 

a) bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser  65,71 % des Beitrags; 

b) bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser  34,29 % des Beitrags; 

c) bei einem nur teilweise gebotenen Anschluss für Niederschlagswasser anteilig von b) 
entsprechend dem Verhältnis des der öffentlichen Abwasseranlage zugeleiteten 

Niederschlagswassers zu dem auf dem Grundstück zu versickernden 
Niederschlagswasser. Sofern sich dieses Verhältnis ändert, erfolgt eine Nachveranlagung 

auf Grund der geänderten Gegebenheiten.  

(3) Entfallen die in Abs. 2 bezeichneten Beschränkungen der Benutzungsmöglichkeit, 

so ist der Restbetrag nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Beitragssatz zu zahlen. 

 

§ 16 Entstehen der Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage 

angeschlossen werden kann. 

(2) Im Falle des § 12 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss. In den Fällen 
des § 13 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht für den Restbetrag, sobald die 

Beschränkungen der Nutzungsmöglichkeit entfallen. 
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(3) Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an die 
Abwasseranlage angeschlossen waren oder werden konnten, entsteht die Beitragspflicht 

mit Inkrafttreten dieser Satzung. 

(4) In den Fällen des Abs. 3 entsteht keine Anschlussbeitragspflicht, wenn für den 

Anschluss des Grundstücks bereits eine Anschlussgebühr oder ein Anschlussbeitrag nach 
früherem Recht gezahlt oder ein dahingehender Anspruch erlassen wurde oder verjährt 

ist. 

 

§ 17 Beitragspflichtiger 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Ei-

gentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 

§ 18 Fälligkeit der Beitragsschuld 

(1) Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.   

(2) Widerspruch und Klage gegen einen Beitragsbescheid haben gem. § 80 Abs. 2 Nr. 1 

der Verwaltungsgerichtsordnung keine aufschiebende Wirkung und entbinden deshalb 
nicht von der Pflicht zur fristgerechten Zahlung. 

 

 

4. Abschnitt: Aufwandsersatz für Anschlussleitungen 

§ 19 Kostenersatz für Grundstücksanschlussleitungen 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die 

Kosten für die Unterhaltung einer Grundstücksanschlussleitung an die gemeindliche 
Abwasseranlage sind der Schloss-Stadt Hückeswagen nach § 10 Abs. 1 KAG NRW zu 

ersetzen. 

(2) Der Ersatzanspruch entsteht auch für Pumpstationen bei 

Druckentwässerungssystemen. 

(3) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von dem öffentlichen Hauptkanal 
(der öffentlichen Sammelleitung) in der öffentlichen Straße bis zur privaten Grund-

stücksgrenze.  

 

§ 20 Ermittlung des Ersatzanspruchs 

Der Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Beseitigung, Veränderung und die Kosten 
für die Unterhaltung werden auf der Grundlage der tatsächlichen entstandenen Kosten 

abgerechnet. Erhält ein Grundstück mehrere Anschlussleitungen, so wird der 
Ersatzanspruch für jede Leitung berechnet. 
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§ 21 Entstehung des Ersatzanspruchs 

Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgültigen Herstellung der Anschlussleitung, im 

Übrigen mit der Beendigung der Maßnahme.   

 

§ 22 Ersatzpflichtige 

(1) Ersatzpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Kostenersatzbescheides 

Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

(2) Mehrere Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigte haften als Gesamtschuld-
ner. 

(3) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Anschlussleitung, so haften die 

Grundstückseigentümer bzw. die Erbbauberechtigten als Gesamtschuldner.  

 

§ 23 Fälligkeit des Ersatzanspruchs 

Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides 
fällig. 

 

 

5. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

§ 24 Auskunftspflichten 

(1) Die Beitrags- und Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Beiträge 
und Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu 
überlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Schloss-Stadt Hückeswagen das 

Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlan-
gen, so kann die Schloss-Stadt Hückeswagen die für die Berechnung maßgebenden 

Merkmale unter Berücksichtigung aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen 
anerkannten Sachverständigen auf Kosten des Beitrags- und Gebührenpflichtigen 

schätzen lassen. 

(3) Die vorstehenden Absätze gelten für den Kostenersatzpflichtigen entsprechend. 

 

§ 25 Billigkeits- und Härtefallregelung 

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere 
nicht beabsichtigte Härten, so können die Kanalanschlussbeiträge, Abwassergebühren 

und der Kostenersatz gestundet, ermäßigt, niedergeschlagen oder erlassen werden. 
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§ 26 Zwangsmittel 

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese 

Satzung richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW. 

 

§ 27 Rechtsmittel 

Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der 

Verwaltungsgerichtsordnung. 

 

§ 28 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Schloss-Stadt Hückeswagen vom 
23.12.2008 mit allen Nachtragssatzungen außer Kraft. 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Christian Schulz 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 19.11.2015 

Vorlage FB I/2896/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Eigenkapitalrückführung 2015 an die Schloss-Stadt Hückeswagen 

 

Beschlussentwurf: 

Der Betriebsausschuss empfiehlt / Der Rat beschließt, die Eigenkapitalrückführung aus frühe-

ren Gewinnen der Jahre 1989 bis 2005 in Höhe von 2.200.000 € an den städtischen Haushalt 

abzuführen.  

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Betriebsausschuss "Abwasserbeseitigung" und Ausschuss 

für den Bauhof 

03.12.2015 öffentlich 

Rat 18.12.2015   öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Der Wirtschaftsplan des Jahres 2015 des Betriebes Abwasserbeseitigung sieht eine Eigenkapi-

talrückführung in Höhe von 2.200.000 € an die Schloss-Stadt Hückeswagen vor. Der Plan 

wurde am 09.06.2015 vom Rat der Stadt Hückeswagen beschlossen. 

 

Die Eigenkapitalrückführung aus bisher nicht erfolgten Gewinnabführungen der Jahre 1989 

bis 2005 wird bei der Schloss-Stadt zur Haushaltskonsolidierung benötigt und muss daher im 

Dezember durchgeführt werden. Zur Finanzierung der Eigenkapitalrückführung wird der Be-

trieb ein Darlehen in gleicher Höhe aufnehmen. 

 

Der im Wirtschaftsplan ausgewiesene Anteil an früheren Gewinnen in Höhe von 2.200.000 € 

wird an den städtischen Haushalt abgeführt. 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Wie dargestellt 
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Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Christian Schulz 

 

Anlagen: 

 

Entwicklung bislang nicht abgeführter Gewinne des Betriebes Abwasserbeseitigung. 
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Stadt Hückeswagen

Der Bürgermeister

FB I - Christian Schulz

23.09.2015

Jahresüberschüsse Betrieb Abwasser alte Jahre in allg. Rücklage

(Ausgliederung zum 01.01.1989)

Jahr Gewinn DM Gewinn € Beschluss

Einstellung 

allg. Rücklage

1989 326.878,35 167.130,25 14.12.1990 34.194,36

1990 438.921,36 224.416,93 14.11.1991 59.471,27

1991 46.503,01 23.776,61 18.12.1992 761,95

1992 378.217,40 193.379,49 23.11.1993 33.175,95

1993 377.234,80 192.877,09 15.12.1994 112.499,94

1994 782.351,99 400.010,22 28.11.1995 198.258,47

1995 886.718,69 453.372,07 26.11.1996 294.388,88

1996 1.068.367,34 546.247,55 19.12.1997 311.293,80

1997 1.202.384,77 614.769,57 24.11.1998 381.697,96

1998 1.180.741,41 603.703,50 25.11.1999 501.445,12

1999 1.134.992,21 580.312,30 29.11.2000 486.490,24

2000 663.839,31 27.11.2001 661.839,31

2001 456.702,96 25.11.2002 455.680,38

2002 496.830,23 25.11.2003 494.830,23

2003 505.228,19 06.12.2004 503.228,19

2004 555.435,89 24.11.2005 554.435,89

2005 631.656,32 21.11.2006 630.656,32

Einstellung in die allg. Rücklage seit Ausgliederung 5.714.348,25

Ausschüttung in 2014 -1.600.000,00

Ausschüttung in 2015 -2.200.000,00

Rest nicht abgeführte Gewinne zum 31.12.2015 1.914.348,25

Seit dem Geschäftsjahr 2006 werden die Gewinne an die Schloss-Stadt Hückeswagen

abgeführt.
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Freizeitbad 

Sachbearbeiter/in: Jürgen Mark 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 24.11.2015 

Vorlage FZB/2904/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Bereitstellung eines Liquiditätszuschusses an die Bürgerbad Hückeswagen 

gGmbH 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat beschließt, im Vorgriff auf den Wirtschaftsplan 2016 im Erfolgs-/Ergebnisplan bei 

Konto 525600 - Erstattung an verbundene Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen  

- der Bürgerbad Hückeswagen gGmbH einen Liquiditätszuschuss in Höhe von 300 T€ zur 

Verfügung zu stellen. 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Gemäß Gesellschaftervereinbarung vom 14.01.2008 hat sich die Schloss-Stadt Hückeswagen 

gegenüber der Bürgerbad Hückeswagen gGmbH bereit erklärt, aus den Überschüssen ihrer 

eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „Freizeitbad Hückeswagen“  Unterstützungsleistungen zu 

erbringen, sofern sie für die Sicherung der  Existenz notwendig sind. 

 

Seit Gründung der Bürgerbad gGmbH wurden mehrere Ratsbeschlüsse gefasst, um die Liqui-

ditätszuschüsse auszahlen zu können. (2008 – 200 T€ / 2009 – 225 T€ / 2010 – 250 T€ / 2011 

– 250 T€ / 2012 – 300 T€ / 2013 – 400 T€ / 2014 – 330 T€ / 2015 – 300 T€). 

 

Um die Liquidität der Bürgerbad gGmbH auch im Jahr 2016 zu sichern, soll wie im Vorjahr 

ein Liquiditätszuschuss in Höhe von 300 T€ bereitgestellt werden. Die Überweisung an die 

Bürgerbad gGmbH erfolgt aber (je nach Erfordernis) in Teilbeträgen. 

 

Die Finanzierung erfolgt aus dem Jahresüberschuss 2016. 
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Finanzielle Auswirkungen: 

 

Der Liquiditätszuschuss belastet den Jahresgewinn des Eigenbetriebes Freizeitbad und daraus 

resultierend den an den Haushalt abzuführenden Betrag. 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB I   

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Jürgen Mark 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Ratsbüro 

Sachbearbeiter: Torsten Kemper 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 27.10.2015 

Vorlage RB/2872/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über das gemeinsame Archiv 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat der Schloss-Stadt Hückeswagen beschließt die Einrichtung eines gemeinsamen Ar-

chivs mit der Hansestadt Wipperfürth auf der Basis der vorliegenden öffentlich-rechtlichen 

Vereinbarung.  

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 öffentlich 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Auf die Vorlage zum HuF am 12.11. und zum Rat am 18.12. wird verwiesen. 

 

Aufgrund einiger Anmerkungen der Kommunalaufsicht zu dem Entwurf der öffentlich-

rechtlichen Vereinbarung befindet sich diese derzeit erneut in der Abstimmung mit der Han-

sestadt Wipperfürth. Sie erhalten den neuen abgestimmten Entwurf kurzfristig nachgesendet. 

 

 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Torsten Kemper 

 

Anlagen: 

 

Entwurf wird nachgereicht 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich II - Leistungs- und Ordnungsverwaltung 

Sachbearbeiter: Kai Waier 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 20.10.2015 

Vorlage FB II/2858/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Richtlinien Zuschüsse Schloss-Stadt Hückeswagen 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat beschließt die von der Verwaltung überarbeitenden und zusammengefassten Richtli-

nien der Schloss-Stadt Hückeswagen über die Gewährung von Zuschüssen. 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Haupt- und Finanzausschuss 12.11.2015 öffentlich 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Seitens der Verwaltung sind die Richtlinien der Schloss-Stadt Hückeswagen für die Gewäh-

rung von Zuschüssen überarbeitet und zusammengefasst worden. Die neuen Richtlinien um-

fassen nun die Zuschüsse zur Sportförderung, Kulturförderung, Jugendförderung sowie sons-

tige Zuschüsse. 

 

Die Änderungswünsche des Haupt- und Finanzausschusses wurden in die Richtlinie eingear-

beitet. 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Kai Waier 

Anlagen: 

Richtlinien der Schloss-Stadt Hückeswagen über die Gewährung von Zuschüssen.  
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Richtlinien 

 
der Schloss-Stadt Hückeswagen 

 

über die Gewährung von Zuschüssen 
 

 
I. Zuschüsse zur Sportförderung 

II. Zuschüsse zur Kulturförderung 
III. Zuschüsse zur Jugendförderung 

IV. Sonstige Zuschüsse der Stadt Hückeswagen 
 

 
Präambel 

 
Die Arbeit der zahlreichen Hückeswagener Vereine besitzt sowohl einen hohen 

Stellenwert im kulturellen und sportlichen Bereich als auch für die 
Freizeitgestaltung der Bürgerinnen und Bürger. Aufgrund der wichtigen Aufgabe 

in der Gesellschaft werden die Vereine und Institutionen durch die Schloss-Stadt 
Hückeswagen unterstützt. Hierzu gewährt die Schloss-Stadt Hückeswagen im 
Rahmen der jährlich durch den jeweiligen Haushaltsplan zur Verfügung gestellten 

Mittel und nach Maßgabe dieser Richtlinien Zuschüsse zur Sport,- Kultur- und 
Jugendförderung. Da es sich hierbei um freiwillige Leistungen handelt besteht 

kein Rechtsanspruch auf Fördermittel. 

 

 
 

Teil I  Zuschüsse zur Sportförderung 
 

 
1.  Allgemeine Grundsätze 

 
1.1 Die Schloss-Stadt Hückeswagen fördert im Rahmen der jährlich 

vorgesehenen Haushaltsmittel die ortsansässigen Vereine, die dem 
Stadtsportverband angeschlossen sind und Jugendarbeit betreiben. 

 

1.2 Für die Teilnahme Hückeswagener Vereine an überregionalen 
Meisterschaften gewährt die Schloss-Stadt Hückeswagen im Rahmen 

dieser Richtlinien sowie vorhandener Haushaltsmittel Zuschüsse.  
 

1.3 Vereine, die vereinseigene Sportstätten unterhalten, werden nach 

diesen Richtlinien gefördert.  
 

1.4 Der Stadtsportverband erhält einen jährlichen Zuschuss in Höhe 
2.000,00 € für die Jugendarbeit der Sportvereine. Die Mittel sind an die 
einzelnen Vereine nach Ermessen zu verteilen.  

 
1.5 Auf Zuschüsse nach diesen Richtlinien besteht kein Rechtsanspruch. 

Gewährte Zuschüsse sind wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.  
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2.  Voraussetzungen für eine Förderung nach Nr. 1.2 

 
2.1 Gefördert wird die Teilnahme Hückeswagener Vereine an Deutschen-, 

Europa- und Weltmeisterschaften sowie an Olympischen Spielen. 
 
2.2 Als förderungsfähig anerkannt werden können 

 
a) Die Kosten der Hin- und Rückfahrt für Sportler und notwendige 

Betreuer; 
b) Startgeld; 
c) Angemessene Übernachtungs- und Verpflegungskosten für Sportler 

und Betreuer. 
 

2.3 Die Gesamthöhe der Zuschüsse nach Pkt. 2.2 a) bis c) darf je 
Fördermaßnahme 500,00 € nicht übersteigen.  

 

  
 

3.  Voraussetzungen für die Förderung nach 1.3 
 

3.1 Voraussetzung für die Förderung gemäß Nr. 1.3 dieser Richtlinien ist, 
dass die Sportstätte 
 

a) Von einem als gemeinnützig anerkannten örtlichen Verein mit 
gültiger Körperschaftssteuerbefreiung unterhalten wird; 

b) Im Gebiet der Schloss-Stadt Hückeswagen gelegen ist; 
c) Über die Mitgliedschaft im jeweiligen Verein der Öffentlichkeit zur 

Nutzung angeboten wird; 

d) In gutem Zustand und ohne Unfallgefahr sportlich nutzbar ist; 
e) Falls nicht voll ausgelastet, auch anderen Sportvereinen gegen 

Erstattung der reinen Auslagen zur Benutzung zur Verfügung steht; 
f) Im Bedarfsfalle der schulischen Nutzung zur Verfügung gestellt 

wird; 

 
3.2 Höhe der jährlichen Zuschüsse im Einzelnen: 

 
Zur laufenden Unterhaltung der vereinseigenen Sportstätten werden 
folgende jährlichen Pauschalbeträge gewährt: 

 
a) Für die ATV-Turnhalle    4.140,00 € 

b) Für die TBH-Turnhalle    3.990,00 € 
c) Für die TVW-Turnhalle    3.370,00 € 
d) Für den Schützenschießstand   2.450,00 €  

e) Für die Anlage des TC Blau-Rot      500,00 € 

f) Für die Anlage des TC´73      500,00 € 
 

Die Zuschüsse werden in einer Summe an den Stadtsportverband 
zur entsprechenden Verteilung überwiesen.  
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Teil II  Zuschüsse zur Kulturförderung 

 
 

1. Allgemeine Grundsätze 

 
1. Die Schloss-Stadt Hückeswagen fördert im Rahmen der jährlich 

vorgesehenen Haushaltsmittel die ortsansässigen Kulturvereine in Höhe 

von 2.000,00 €.  
 

Der Zuschuss wird in einer Summe an den Stadtkulturverband zur 
weiteren gleichmäßigen Verteilung überwiesen.  

 

2. Das Städtepartnerschaftskomitee erhält für seine Arbeit einen jährlichen 
Zuschuss in Höhe von 2.560,00 €. 

 

3. Schlosskonzerte Hückeswagen erhält zur Durchführung von 

Veranstaltungen einen jährlichen Zuschuss in Höhe von 3.500,00 €. 
 

4. Die Musikschule Hückeswagen erhält für ihre Arbeit einen 
jährlichen Zuschuss in Höhe von 20.160,00 €.   

 
5. Auf Zuschüsse nach diesen Richtlinien besteht kein Rechtsanspruch. 

Gewährte Zuschüsse sind wirtschaftlich und sparsam zu Verwenden. 
 

6. Die Auszahlung der Zuschüsse erfolgt durch die Verwaltung nach 

Genehmigung des Haushaltsplanes.  
 

 

 

 
 

Teil III   Zuschüsse zur Jugendförderung 
 

 

Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen zur Durchführung von 
Jugendfahrten  

 
 

1. Grundsätze und Förderungsabsicht 

 
Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen sollen durch die geförderten 

Maßnahmen die Möglichkeit erhalten, sich zu erholen, altersgemäße 
Erfahrungen innerhalb einer Gruppe zu sammeln und sich in ihrer 

Persönlichkeit weiterzuentwickeln.  
 

Internationale Begegnungsmaßnahmen sollen zum besseren Verständnis 

anderer Kulturen, Gesellschaftsordnungen und Lebensverhältnisse 
beitragen. 
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2. Antragsberechtigte Träger 
 

Antragsberechtigt sind die gemäß § 75 Kinder- und Jugendhilfegesetz -  

KJHG  - anerkannten Träger der freien Jugendhilfe. 
 

Andere Jugendinitiativen können im begründeten Einzelfall gefördert 
werden. 

 

Maßnahmen der städtischen Jugendpflege sind grundsätzlich ebenso 
zuschussfähig. 

 
 

3. Voraussetzungen der Förderung 

 
 

3.1 Aufenthaltsdauer 
 

Förderungsfähige Maßnahmen müssen mindestens 4 Tage dauern. An- 
und Abreisetag gelten als 2 Tage. Die maximale Förderungsdauer 
beträgt 21 Tage. 

 
Ab dem 1.5. des Jahres können darüber hinaus Anträge auf Förderung 

von Wochenendfreizeiten gestellt werden. Diese Maßnahmen werden 
nachrangig nur im Rahmen noch zur Verfügung stehender 
Haushaltsmittel gefördert.  

 
Als Wochenendmaßnahmen gelten Maßnahmen mit mindestens einer 

Übernachtung. 
 

3.2 Gruppenstärke und Altersbegrenzung 

 
 Es müssen mindestens 6 Kinder und Jugendliche aus Hückeswagen an 

der Maßnahme teilnehmen.  
 

Die teilnehmenden Kinder und Jugendlichen müssen im Jahr der 

Durchführung der Maßnahme zumindest 8 und höchstens 18 Jahre alt 
sein und ihren Wohnsitz in Hückeswagen haben. Das gleiche gilt für die 

TeilnehmerInnen, die darüber hinaus maximal 27 Jahre alt sind, soweit 
sie sich noch in einer Schul- bzw. Berufsausbildung befinden, 
Grundwehrdienst bzw. Zivildienst ableisten oder über kein eigenes 

Einkommen verfügen, wenn die Mehrzahl der Teilnehmer 8 bis 18 Jahre 
alt ist.  

 
Als Jugendgruppenleiter eingesetzte Personen sind ohne 
Altersbegrenzung in die Förderung eingeschlossen. Diese müssen ihren 

Wohnsitz nicht zwingend in Hückeswagen haben. Pro angefangene 6 
TeilnehmerInnen kann ein(e) Betreuer(in) bezuschusst werden. 

 
Bei Jugendfahrten mit Selbstversorgung sind darüber hinaus zwei 

Personen als Küchenpersonal zuschussfähig. 
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Bei integrativen Maßnahmen können darüber hinaus zusätzlich 
BetreuerInnen bezuschusst werden bis maximal zur doppelten Anzahl.  

 
 

3.3 Voraussetzungen für Jugendgruppenleiter 

 
Leiter und Betreuer müssen im Besitz einer gültigen JULEICA 

(Jugendgruppenleitercard) sein. Ausgenommen hiervon sind 
ausgebildete pädagogische Fachkräfte. 

 

Der / die Leiter(in) einer Maßnahme muss volljährig sein. Darüber 
hinaus ist es pädagogisch sinnvoll, dass die übrigen BetreuerInnen 

deutlich älter als die TeilnehmerInnen sind. 
 

3.4 Versicherungsschutz 

 
Der Träger der Maßnahme hat bei Antragstellung zu erklären, dass für 

alle TeilnehmerInnen und BetreuerInnen ausreichender 
Versicherungsschutz besteht. Notwendig ist hier der Abschluss einer 

Haftpflichtversicherung für BetreuerInnen, die Schäden durch 
Aufsichtspflichtverletzungen abdeckt. 

 

3.5   Voraussetzungen für Zeltlager und behelfsmäßige Unterkünfte 
 

Bei Maßnahmen, die in Zelten oder behelfsmäßigen Unterkünften 
durchgeführt werden, muss dem Antrag eine rechtsverbindliche 
Erklärung des Trägers der Maßnahme beigefügt sein, aus der 

hervorgeht, dass der Platz über ausreichende sanitäre Anlagen verfügt, 
die den TeilnehmerInnen während der Maßnahme zur Verfügung stehen. 

 
Dies gilt nicht für öffentlich anerkannte Jugendzeltplätze. 
 

 
 

4. Förderungsgrenzen 
 

Nicht gefördert werden: 

 
4.1   Maßnahmen, bei denen nicht die Mehrzahl der Teilnehmer im Alter von 8 

bis 18 Jahren ist.  
 
4.2 Teilnahme an Pauschalangeboten von kommerziell ausgerichteten 

Reiseunternehmen, soweit dies nicht lediglich der nachzuweisenden 
Reduzierung von Fahrtkosten dient und die eigenständige Gestaltung der 

Maßnahme nicht berührt wird; 
 
4.3 Maßnahmen, für die keine ausreichende Zahl  Jugendgruppenleiter mit 

entsprechender Qualifikation zur Verfügung stehen; 
 

4.4 Maßnahmen, die für Jungen und Mädchen durchgeführt werden, wenn 
nicht mindestens je eine weibliche und ein männlicher Begleiter(in) zur 

Verfügung steht; 
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4.5 Maßnahmen, bei denen nicht mindestens pro angefangene 10 Teilnehmer 
eine Betreuungsperson eingesetzt wird; 

 
4.6 Maßnahmen, die zu mehr als 1/3 ihrer Dauer aus Fahrzeiten bestehen, mit 

Ausnahme von Radtouren und Schiffstouren; 

 
4.7 Maßnahmen, die überwiegend schulischen, religiösen, sportlichen, 

gewerkschaftlichen, musischen oder parteipolitischen Charakter haben und 
bei denen somit nicht mehr der Freizeit – und Erholungsgedanke im 
Vordergrund steht, sondern das Vermitteln tendenzieller Werte. 

 
4.8 Maßnahmen, die bei Antragstellung bereits begonnen oder abgeschlossen 

sind. 
 

 

5 Höhe des Zuschusses 
 

5.1  Der Zuschuss beträgt für jede(n) TeilnehmerIn, BetreuerIn und 
Küchenpersonal, welche die Voraussetzungen erfüllen, 2,-- € je Tag. 

 
5.2  Für Kinder und Jugendliche, die von Leistungen der Sozialhilfe oder 

vergleichbaren öffentlichen Leistungen abhängig sind (oder deren 

Erziehungsberechtigte) verdoppelt sich der Zuschussbetrag. Das  gleiche 
gilt für behinderte Kinder und Jugendliche. 

Der Träger der Maßnahme hat den Grund der erhöhten Förderung 
rechtsverbindlich zu erklären. 

 

5.4  Auf den Zuschuss besteht kein Rechtsanspruch. Die Stadt ist ermächtigt, 
zum Zwecke einer gleichmäßigen und gerechten Verteilung an alle 

Antragsteller, vorhandene Mittel aufzuteilen und geringere Förderbeträge 
festzulegen, sofern die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel nicht 
ausreichend sind. 

 
 

6 Antragsverfahren 
 
6.1  Der Träger der Maßnahme reicht einen Antrag bis spätestens 30.04. des 

Jahres ein, in dem die Maßnahme stattfindet. Finden Maßnahmen vor dem 
30.04. statt, so muss der Antrag einen Monat vor Beginn gestellt sein.  

 
 
6.2.  Nach dem 30.04. beantragte Maßnahmen können nur im Rahmen 

eventuell noch verfügbarer Haushaltsmittel gefördert werden. 
 

 
 
 

 
7 Verwendungsnachweis 

 
7.1  Der Träger hat eine Teilnehmerliste zu  führen, die Namen, Anschriften, 

Geburtsdaten und  Bestätigung der Teilnahme durch eigenhändige 
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Unterschrift enthält sowie ggfs. weitere Angaben, welche für die Förderung 

von Bedeutung sind. Diese Liste ist innerhalb von 4 Wochen nach 
Abschluss der Maßnahme bei der Stadt Hückeswagen einzureichen. 

 
7.2.  Die rechtsverbindliche Erklärung, dass die Maßnahme in der angegebenen 

Weise stattgefunden und alle Personen, die unterschrieben haben, auch 

tatsächlich teilgenommen haben, ist vom Träger / Leiter zu 
unterschreiben. 

 
 
 

 
 

Teil IV  Sonstige Zuschüsse der Stadt Hückeswagen 
 
 Die nachfolgenden Zuschüsse werden ohne Antrag durch die Verwaltung 

nach genehmigtem Haushaltsplan ausgezahlt. Auf die entsprechenden 

Zuschüsse besteht kein Rechtsanspruch. 
 

1. Die DLRG erhält zur Unterstützung der Einsatzbereitschaft an der Bever 

sowie zur Unterhaltung der Rettungswachstation einen jährlichen Zuschuss 
in Höhe von 2.500,00 €.  

 
2. Für die Durchführung von Martinszügen erhält die Löwengrundschule einen 

Zuschuss in Höhe von 300,00 € und die Gemeinschaftsgrundschule 

Wiehagen einen Zuschuss in Höhe von 200,00 €.  
 

3. Der Verein Mittendrin erhält für seine Tätigkeit eine jährliche Pauschale in 
Höhe von 200,00 €.  

 

 
 

 
 
 

Stand 18.11.2015 
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Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich II - Leistungs- und Ordnungsverwaltung 

Sachbearbeiter/in: Roland Kissau 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 20.11.2015 

Vorlage FB II/2900/2015 

 

TOP 

 

Betreff 

Verordnung verkaufsoffene Sonntage 2016 

 

Beschlussentwurf: 

 

Der Rat der Schloss-Stadt Hückeswagen beschließt die anliegende Verordnung über das Of-

fenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass. 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rat 18.12.2015 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Gemäß § 6 Abs. 1 und 4 des Ladenöffnungsgesetzes (LÖG) NRW sind vier verkaufsoffene 

Sonntage im Jahr zulässig. Diese sind durch Verordnung von der örtlichen Ordnungsbehörde 

freizugeben. 

 

Die Werbegemeinschaft hat für das Jahr 2016 die Festlegung der folgenden verkaufsoffenen 

Sonntage beantragt: 

 

 06.03.2016: Frühlingsfest 

 11.09.2016: Altstadtfest 

 06.11.2016: Martinsmarkt 

 04.12.2016: Weihnachtsmarkt 

 

Die Voraussetzungen nach dem LÖG sind erfüllt, da es sich um örtliche Feste bzw. Märkte 

handelt, die bereits seit vielen Jahren veranstaltet werden. 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

 

Keine finanziellen Auswirkungen 

 

 

TOP Ö  14TOP Ö  14
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Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB    

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Roland Kissau 

 

Anlagen: 

 

Text der Verordnung 
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V e r o r d n u n g 

 

über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass 
vom ………. 

 
 

 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöff-

nungszeit (Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 16. November 2006 
(GV NRW 2006 S. 516) wird von der Schloss-Stadt Hückeswagen als örtli-

che Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der Schloss-Stadt Hü-
ckeswagen vom ………. folgende Verordnung erlassen: 

 
 

 
§ 1 

 

Verkaufsstellen dürfen an folgenden Sonntagen jeweils in der Zeit von 
13.00 Uhr bis 18.00 Uhr innerhalb des Stadtkerns von Hückeswagen ge-

öffnet sein: 
 

- Am Sonntag, dem 06.03.2016, (Frühlingsfest), 
- am Sonntag, dem 11.09.2016, (Altstadtfest) 

- am Sonntag, dem 06.11.2016, (Martinsmarkt), sowie 
- am Sonntag, dem 04.12.2016, (Weihnachtsmarkt). 

 
 

§ 2 
 

1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen des 
§ 1 Verkaufsstellen außerhalb der dort zugelassenen Geschäftszeiten 

offen hält. 

 
2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Ladenöffnungsgesetzes mit 

einer Geldbuße bis zu 500,- € geahndet werden. 
 

 
§ 3 

 
Diese Verordnung tritt am 01.02.2016 in Kraft; sie verliert ihre Gültigkeit 

am 31.12.2016. 
 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit verkündigt. 
 

 
 

TOP Ö  14TOP Ö  14
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Hinweis: 
 

Aufgrund des § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW. 
S. 666, SGV.NW. 2023) kann die Verletzung von Verfahrens- oder Form-

vorschriften der Gemeindeordnung nach Ablauf eines Jahres nicht mehr 
geltend werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 

 

Hückeswagen, den ………. 
 

 
Schloss-Stadt Hückeswagen 

als örtliche Ordnungsbehörde 
 

Der Bürgermeister 
 

 
 

Dietmar Persian 
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